
Begründung zur Verordnung des Sozialministeriums zur Eindämmung von 
Übertragungen des Virus SARS-CoV-2 (Coronavirus) in Krankenhäusern, Pfle-
geeinrichtungen und vergleichbaren Einrichtungen sowie Unterstützungsange-
boten im Vor- und Umfeld von Pflege (Corona-Verordnung Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen – CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen) vom 
18. März 2022 

 

A. Allgemeiner Teil  

 

Die CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen dient dem Schutz der in be-
sonders schutzwürdigen Einrichtungen behandelten, betreuten, gepflegten oder unter-
gebrachten Personen sowie der dort Beschäftigten. Mit dem Neuerlass führt die 
CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen die bisher bundeseinheitlich im 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) geregelten Maßnahmen zum Schutz besonders vul-
nerabler Personengruppen insbesondere in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
fort. Mit Ablauf des 19. März 2022 endete die Geltungsdauer der Rechtsgrundlage für 
die meisten Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 im 
IfSG. Betroffen sind insbesondere die Regelungen in § 28b IfSG, die Testpflichten für 
Beschäftigte und Besucher in medizinisch-pflegerischen Einrichtungen vorsahen. 
Nach dem 19. März 2022 sind die Länder weiterhin gemäß § 28a Absatz 7 IfSG befugt, 
unabhängig vom lokalen Infektionsgeschehen ausgewählte niedrigschwellige Maß-
nahmen für Bereiche anzuordnen, in denen besonders schutzbedürftige Gruppen be-
treut werden oder in denen die Gefahr, sich anzustecken, besonders hoch ist. Dazu 
gehören etwa eine Atemschutz- bzw. Maskenpflicht sowie Testpflichten in medizi-
nisch-pflegerischen Einrichtungen.  

Auf die Verordnungsermächtigung des § 28a Absatz 7 IfSG gestützt, werden die bis-
herigen Testpflichten nach § 28b Absatz 2 IfSG a. F. in der CoronaVO Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen in den Einrichtungen nach § 1 Nummer 1 und Nummer 2 fort-
geführt.  

Damit reagiert der Verordnungsgeber auf den erneuten erheblichen Anstieg der Neu-
infektionen ausgehend von einem sehr hohen Infektionsniveau, der maßgeblich durch 
den Subtyp BA.2 der Omikron-Variante ausgelöst wird. Der Subtyp BA.2 der Omikron-
Variante führt aufgrund seiner gegenüber der Omikron-Variante BA.1 noch leichteren 
Übertragbarkeit und damit höheren Verbreitungsgeschwindigkeit zu Rekordzahlen bei 
der Sieben-Tage-Inzidenz, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Sieben-Tage-
Hospitalisierungsinzidenz sowie einem moderaten Anstieg bei der Auslastung der In-
tensivbetten. Am 17. März 2022 wurden dem Robert Koch-Institut binnen eines Tages 



fast 300.000 neue Coronavirus-Infektionen gemeldet. Deutschlandweit wurden an die-
sem Tag 278 Todesfälle registriert. Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
verzeichnete am 17. März 2022 knapp 41.400 neue Coronavirus-Infektion sowie 32 
Todesfälle bei einer 7-Tage-Inzidenz von knapp über 1.900. Insbesondere sind auch 
weiter vulnerable Personen sowie nicht-immunisierte Personen von schweren Krank-
heitsverläufen betroffen. Gerade in Pflegeheimen ist infolge der hohen Gesamtinzi-
denz in der Allgemeinbevölkerung wieder eine Zunahme an Corona-Ausbrüchen in 
den Einrichtungen mit einer sehr hohen Fallzahl infolge von Viruseinträgen in die Ein-
richtungen zu verzeichnen.  

Aus Sicht der Landesregierung ist es aufgrund der vorliegenden wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sowie unter Berücksichtigung des Gesundheitsschutzes besonders vul-
nerabler Personengruppen in besonders schutzbedürftigen Einrichtungen wie bei-
spielsweise Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen nicht vertretbar, zum jetzigen 
Zeitpunkt die bisher bundeseinheitlich in § 28b IfSG geregelten Testpflichten auslaufen 
zu lassen. Sie werden daher landesrechtlich fortgeführt. Die schon bisher in der 
CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen geregelten Pflichten zum Tragen 
eines Atemschutzes bzw. zum Tragen medizinischer Masken in medizinisch-pflegeri-
schen Einrichtungen wird ebenfalls fortgeführt.  

Beim Erlass von einschränkenden Maßnahmen für Besucher und Personal hat der 
Verordnungsgeber einerseits deren Freiheitsrechte bzw. die Freiheitsrechte der Nut-
zer – hierzu zählt zuvorderst das Recht, im Rahmen der sozialen Teilhabe selbstbe-
stimmt über seine sozialen Kontakte bestimmen zu können – andererseits die Rechts-
güter Gesundheit und Leben der vulnerablen Personengruppen zu berücksichtigen 
und gegeneinander abzuwägen. Die in dieser Verordnung als Schutzmaßnahmen ge-
regelte Atemschutz- und Maskenpflichten sind geeignet, erforderlich und angemessen. 
Das Tragen von Atemschutz (FFP2-Masken) hat sich in der Pandemie als besonders 
wirkungsvolle Maßnahme erwiesen, da das Virus nach wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen per Tröpfchen und über Aerosole übertragen wird. Insbesondere in geschlossenen 
Räumen ist bei Anwesenheit mehrerer Personen ein Anstieg der Aerosolkonzentration 
zu verzeichnen. Durch das Tragen von Atemschutz oder medizinischen Masken kann 
das Risiko einer Übertragung durch Partikel jeglicher Größe im unmittelbaren Umfeld 
um eine infizierte Person verhindert oder zumindest relevant reduziert werden. 

Mit Blick auf die hohe Zahl an Ausbruchsgeschehen u.a. in Pflegeheimen ist die Bei-
behaltung der Testpflichten vor Betreten der Einrichtungen im bisherigen Umfang 
ebenfalls geeignet, erforderlich und angemessen. Das Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg hat seit Jahresbeginn 2022 im Rahmen des Ausbruchsmonitorings be-
reits 334 Ausbrüche mit insgesamt 5.192 Fällen verzeichnet. Das sind mehr Ausbrü-
che und mehr Fälle im Vergleich zum Vorjahreszeitraum, was die deutlich höhere 



Übertragbarkeit der Omikron-Variante des SARS-CoV-2-Virus und das weiterhin hohe 
Risiko von Viruseinträgen in die Einrichtungen belegt. 

Mit Blick auf den Wegfall des Stufensystems der Corona-Verordnung und den weiter-
hin steigenden Infektionszahlen werden die Schutzmaßnahmen u.a. in Pflegeschulen 
und Schulen für Gesundheitsfachberufe beibehalten und den aktuellen Gegebenhei-
ten angepasst.  
 

B. Einzelbegründung 

 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

 

§ 1 legt den Anwendungsbereich der CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtun-
gen fest. Die Verordnung gilt für 

• Krankenhäuser, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt sowie Dialy-
seeinrichtungen und Tageskliniken (§ 1 Nummer 1), 

• stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
(„Pflegeheime“) einschließlich Einrichtungen der Kurzzeitpflege (§ 1 Nummer 2),  

• stationäre Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen (besondere Wohnfor-
men in der Eingliederungshilfe) (§ 1 Nummer 2),  

• ambulante Pflegedienste (§ 1 Nummer 2), 
• Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege im Sinne des § 71 SGB XI (§ 1 Num-

mer 3), 
• Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von Pflege nach 

§§ 45a ff. SGB XI (§ 1 Nummer 4), 
• Pflegeschulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe und Fachschulen für Sozial-

wesen in der Ressortzuständigkeit des Sozialministeriums, Weiterbildungs- und 
Fortbildungsstätten der Pflege- und Gesundheitsfachberufe sowie Schulen für 
Tätigkeiten im Rettungsdienst. 

 

Zu § 2 (Regelungen für Einrichtungen nach § 1 Nummer 1) 

 

Zu Absatz 1 



In Absatz 1 wird festgelegt, dass Beschäftigte und Besucher von Krankenhäuser diese 
nur betreten dürfen, wenn sie einen Testnachweis im Sinne des § 22a Absatz 3 IfSG 
oder einer auf Grund des § 22a Absatz 4 IfSG erlassenen Rechtsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung mit sich führen. § 2 Absatz 1 entspricht im Wesentlichen    
§ 28b Absatz 2 Satz 1 IfSG in der bis zum 19. März 2022 geltenden Fassung.  

Die zu Grunde liegende Testung darf nach § 22a Absatz 3 IfSG maximal 24 Stunden 
zurückliegen; sofern die dem Testnachweis zu Grunde liegende Testung mittels Nuk-
leinsäurenachweis (PCR, PoC-NAAT oder weitere Methoden der Nukleinsäureampli-
fikationstechnik) erfolgt ist, darf diese abweichend von § 22a Absatz 3 IfSG maximal 
48 Stunden zurückliegen. Die dem Testnachweis zu Grunde liegende Testung mittels 
Nukleinsäurenachweis von nicht-immunisierten Besuchern darf maximal 24 Stunden 
zurückliegen.  

Als Testnachweise kommen nach § 22a Absatz 3 IfSG Testungen in Frage, die durch 
die Einrichtungen selbst vor Ort stattfinden, die der Arbeitgeber im Rahmen einer be-
trieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal, das die dafür erfor-
derliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt, durchführt oder von einem 
Leistungserbringer nach § 6 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung vorgenommen 
oder überwacht wurde. Eine Überwachung muss vor Ort erfolgen. 

 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt, dass über den Zugang zu den in Absatz 2 Nummern 1 bis 3 ge-
nannten Einrichtungen die Leitung der jeweiligen Einrichtung bestimmt. 

 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt abweichend von dem allgemeinen Grundsatz, wonach die Testung 
und deren Überwachung vor Ort stattzufinden hat, dass für Beschäftigte die Testung 
nach Absatz 1 auch durch Antigen-Tests zur Eigenanwendung ohne Überwachung 
erfolgen kann, wenn sie geimpft im Sinne des § 22a Absatz 1 IfSG oder einer auf 
Grund des § 22a Absatz 4 IfSG erlassenen Rechtsverordnung oder genesen im Sinne 
des § 22a Absatz 2 IfSG oder einer auf Grund des § 22a Absatz 4 IfSG erlassenen 
Rechtsverordnung sind. Für geimpfte oder genesene Beschäftigte besteht somit die 
Möglichkeit, sich beispielsweise vor Dienstbeginn in der eigenen Häuslichkeit selbst 
zu testen. Das gleiche gilt auch für Besucher, die als medizinisches Personal die in 
den Einrichtungen betreuten oder gepflegten Personen zu Behandlungszwecken auf-
suchen.  



Nach Absatz 1 muss grundsätzlich vor jedem Betreten der Einrichtung ein negativer 
Testnachweis vorliegen. Für Beschäftigte folgt daraus eine arbeitstägliche Testpflicht. 
Abweichend hiervon wird hierfür für 

• geimpfte Beschäftigte, deren Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstän-
digen Schutzimpfung nicht länger als drei Monate zurückliegt, 

• genesene Beschäftigte, deren PCR-Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer 
vorherigen Infektion mit dem Coronavirus nicht länger als drei Monate zurück-
liegt, oder 

• geimpfte Beschäftigte, die insgesamt drei Einzelimpfungen erhalten haben,  
 

ein abweichender Testrhythmus insoweit bestimmt, dass die zugrundeliegende Tes-
tung mindestens zwei Mal in der Woche erfolgen muss. Hier kann von einem höheren 
Immunschutz ausgegangen werden, so dass der abweichende Testrhythmus ausrei-
chend erscheint. 

 

Zu Absatz 4 

Für Besucher, die die Einrichtungen 

• im Rahmen eines Notfalleinsatzes, 
• im Rahmen der Durchführung eines Krankentransports oder  
• ohne Kontakt zu den in der Einrichtung betreuten oder gepflegten Personen für 

einen unerheblichen Zeitraum betreten,  

gilt die vorherige Testpflicht nicht. Dadurch ist gewährleistet, dass Notfalleinsätze nicht 
durch vorherige Testpflichten Verzögerungen erfahren. Beschäftigte im qualifizierten 
Krankentransport unterliegen regelmäßig der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach 
§ 20a IfSG; ferner unterliegen die Beschäftigten im qualifizierten Krankentransport be-
reits besonderen Hygienevorgaben, die eine regelmäßige Testung beinhalten. Dies 
macht es vertretbar, zur Vermeidung von unnötigen Verzögerungen im Rahmen von 
Krankentransporten auf eine (nochmalige) Testung von Beschäftigten im Kranken-
transport beim Betreten beispielsweise von Pflegeheimen zu verzichten. Nach Absatz 
3 Nummer 3 unterliegen beispielsweise Paketboten oder Lieferanten keiner Test-
pflicht, die die Einrichtung nur für kurze Zeit ohne Kontakt zu den dort betreuten oder 
gepflegten Personen betreten. 

 

 

 



Zu Absatz 5 

Die Leitungen der Krankenhäuser sind verpflichtet, die Einhaltung der Verpflichtungen 
nach Absatz 1 durch Nachweiskontrollen täglich zu überwachen. Es sind somit alle 
Beschäftigten und Besucher vor Betreten der Krankenhäuser darauf zu kontrollieren, 
ob sie über einen gültigen negativen Testnachweis verfügen. Stichproben-Kontrollen 
sind nicht ausreichend. Zulässig ist es, zur Umsetzung der Kontrollpflichten beispiels-
weise Zeitfenster für Besucher einzurichten.  

Beschäftigte sowie Besucher der Krankenhäuser sind verpflichtet, einen entsprechen-
den Nachweis auf Verlangen vorzulegen. Soweit es zur Erfüllung der Pflichten aus 
Satz 1 erforderlich ist, dürfen die Einrichtungen zu diesem Zweck personenbezogene 
Daten einschließlich Daten zum Impf-, Sero- und Teststatus in Bezug auf die Corona-
virus-Krankheit-2019 (COVID-19) verarbeiten. Die Erhebung von entsprechenden Da-
ten von Besuchern ist regelmäßig nicht erforderlich, weil deren Testpflichten unabhän-
gig vom jeweiligen Impf- oder Genesenenstatus bestehen.   

Geimpfte und genesene Beschäftigte, die sich nach Absatz 3 ohne Überwachung 
selbst testen, müssen nicht aktiv kontrolliert werden und auch keine Nachweise über 
die Testung vorlegen; es reicht die Glaubhaftmachung der Beschäftigten gegenüber 
der Krankenhausleitung, dass sie ihren Testpflichten ordnungsgemäß nachkommen. 

Die Krankenhäuser sind verpflichtet, ein einrichtungsbezogenes Testkonzept zu er-
stellen. Die Testkonzepte sollen dabei Beschäftigte, Besuchspersonen umfassen und 
insbesondere die konkreten Vorgaben dieser Vorschrift zur Durchführung von Testun-
gen bei Beschäftigten und Besuchspersonen aufgreifen, aber auch die fachlich ange-
messene Umsetzung weiterer Vorgaben aus der Corona-Testverordnung enthalten. 
Im Rahmen des Testkonzepts haben sie Testungen auf eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 für alle Beschäftigten und Besucher anzubieten. Es ist dabei nicht 
zulässig, Besucher von vornherein auf Testangebote externer Dienstleister zu verwei-
sen. 

 

Zu Absatz 6 

Beschäftigte von Einrichtungen nach § 1 Nummer 1 haben im Rahmen der arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen einen Atemschutz oder eine medizinische Maske zu 
tragen. Die Einrichtung kann aus Gründen des Patientenschutzes im patientennahem 
Bereich Anderweitiges anordnen. Schutzmaßnahmen aufgrund arbeitsschutzrechtli-
cher Bestimmungen bleiben unberührt. Das Land Baden-Württemberg hat keine Re-
gelungskompetenz für den Arbeitsschutz und kann in der CoronaVO Krankenhäuser 



und Pflegeeinrichtungen keine abweichenden arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen 
treffen. 

 

Zu Absatz 7: 

Absatz 7 Satz 1 legt fest, dass Besucher in Einrichtungen nach § 1 Nummer 1 während 
des gesamten Aufenthalts in der Einrichtung einen Atemschutz tragen müssen, wel-
cher die Anforderungen der Standards FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder ei-
nes vergleichbaren Standards erfüllt. Abweichend hiervon ist für Kinder ab dem voll-
endeten sechsten Lebensjahr bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres eine medizini-
sche Maske, die die Anforderungen der Norm DIN EN 14683:2019-10 oder eines ver-
gleichbaren Standards erfüllt, ausreichend. Kinder bis zur Vollendung des sechsten 
Lebensjahres müssen weder einen Atemschutz noch eine medizinische Maske tragen. 
Ebenso wenig gilt die Atemschutz- bzw. Maskenpflicht für Personen, die glaubhaft ma-
chen können, dass ihnen das Tragen einer medizinischen Maske oder eines Atem-
schutzes aus gesundheitlichen Gründen oder sonstigen Gründen nicht möglich ist.  

Für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres ist eine medizinische Maske, die 
die Anforderungen der Norm DIN EN 14683:2019-10 oder eines vergleichbaren Stan-
dards erfüllt, ausreichend. Eine Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Maske 
besteht nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr. 

 

Zu § 3 (Regelungen für Einrichtungen nach § 1 Nummer 2) 

 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1wird festgelegt, dass Beschäftigte und Besucher von Einrichtungen nach 
§ 1 Nummer 2 diese nur betreten dürfen, wenn sie einen Testnachweis im Sinne des 
§ 22a Absatz 3 IfSG oder einer auf Grund des § 22a Absatz 4 IfSG erlassenen Rechts-
verordnung mit sich führen. Ein Testnachweis ist nach § 22a Absatz 3 IfSG ein Nach-
weis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in ver-
körperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Testung durch In-vitro-Di-
agnostika erfolgt ist, die für den direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-
CoV-2 bestimmt sind oder auf Grund ihrer CE-Kennzeichnung oder auf Grund einer 
gemäß § 11 Absatz 1 des Medizinproduktegesetzes erteilten Sonderzulassung ver-
kehrsfähig sind, und die zugrundeliegende Testung maximal 24 Stunden zurückliegt 
und  



1. vor Ort unter Aufsicht desjenigen stattgefunden hat, der der jeweiligen Schutzmaß-
nahme unterworfen ist,  

2. im Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Perso-
nal erfolgt ist, das die dafür erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung be-
sitzt, oder  

3. von einem Leistungserbringer nach § 6 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung 
vorgenommen oder vor Ort überwacht worden ist. 

Die Testnachweispflicht nach § 3 Absatz 1 Satz 1 entspricht im Wesentlichen den bis 
zum 19. März 2022 geltenden Testpflichten nach § 28b Absatz 2 Satz 1 IfSG in Ver-
bindung mit § 3 Absatz 2 CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen.  

Die zu Grunde liegende Testung darf nach § 22a Absatz 3 IfSG maximal 24 Stunden 
zurückliegen; sofern die dem Testnachweis zu Grunde liegende Testung mittels Nuk-
leinsäurenachweis (PCR, PoC-NAAT oder weitere Methoden der Nukleinsäureampli-
fikationstechnik) erfolgt ist, darf diese abweichend von § 22a Absatz 3 IfSG maximal 
48 Stunden zurückliegen. In stationären Pflegeheimen gelten für nicht-immunisierte 
Besucher davon abweichend gesonderte Zeitvorgaben: Abweichend von Satz 1 und 2 
darf die dem Testnachweis zu Grunde liegende Testung durch Antigen-Schnelltest von 
nicht-immunisierten Besuchern stationärer Einrichtungen für Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf maximal sechs Stunden zurückliegen; die dem Testnach-
weis zu Grunde liegende Testung mittels Nukleinsäurenachweis von nicht-immunisier-
ten Besuchern darf maximal 24 Stunden zurückliegen.  

Als Besuchspersonen gelten nicht nur Privatbesuche von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern, sondern alle Personen, die etwa aus einem beruflichen Grund die Einrichtung 
betreten wollen oder müssen (beispielsweise Therapeuten, Handwerker oder Paket-
boten). Nicht dazu gehören jedoch in der Einrichtung betreute und gepflegten Perso-
nen.  

 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt abweichend von dem allgemeinen Grundsatz, wonach die Testung 
und deren Überwachung vor Ort stattzufinden hat, dass für geimpfte oder genesene 
Beschäftigte die Testung nach Absatz 1 auch durch Antigen-Tests zur Eigenanwen-
dung ohne Überwachung erfolgen kann. Für geimpfte oder genesene Beschäftigte be-
steht somit die Möglichkeit, sich beispielsweise vor Dienstbeginn in der eigenen Häus-
lichkeit selbst zu testen. Das Gleiche gilt auch für Besucher, die als medizinisches 
Personal (z.B. Ärzte oder Physiotherapeuten) die in den Einrichtungen betreuten oder 
gepflegten Personen zu Behandlungszwecken aufsuchen.  



Nach Absatz 1 muss grundsätzlich vor jedem Betreten der Einrichtung ein negativer 
Testnachweis vorliegen. Für Beschäftigte folgt daraus eine arbeitstägliche Testpflicht. 
Abweichend hiervon wird für 

• geimpfte Beschäftigte, deren Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstän-
digen Schutzimpfung nicht länger als drei Monate zurückliegt, 

• genesene Beschäftigte, deren PCR-Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer 
vorherigen Infektion mit dem Coronavirus nicht länger als drei Monate zurück-
liegt, oder 

• geimpfte Beschäftigte, die insgesamt drei Einzelimpfungen erhalten haben,  

ein abweichender Testrhythmus insoweit bestimmt, als die zugrundeliegende Testung 
mindestens zwei Mal in der Woche erfolgen muss. Hier kann von einem höheren Im-
munschutz ausgegangen werden, so dass der abweichende Testrhythmus ausrei-
chend erscheint. Darüber hinausgehende Testungen erfolgen im Rahmen des arbeits-
rechtlichen Direktionsrechts des Arbeitgebers. 

 

Zu Absatz 3 

Für Besucher, die die Einrichtungen 

• im Rahmen eines Notfalleinsatzes, 
• im Rahmen der Durchführung eines Krankentransports oder  
• ohne Kontakt zu den in der Einrichtung betreuten oder gepflegten Personen für 

einen unerheblichen Zeitraum betreten,  

gilt die vorherige Testpflicht nicht. Dadurch ist gewährleistet, dass Notfalleinsätze nicht 
durch vorherige Testpflichten Verzögerungen erfahren. Beschäftigte im qualifizierten 
Krankentransport unterliegen regelmäßig der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach 
§ 20a IfSG; ferner unterliegt der qualifizierte Krankentransport selbst besonderen Hy-
gienevorgaben, die eine regelmäßige Testung der Beschäftigten beinhalten. Dies 
macht es vertretbar, zur Vermeidung von unnötigen Verzögerungen im Rahmen von 
Krankentransporten auf eine (nochmalige) Testung von Beschäftigten im Kranken-
transport beim Betreten beispielsweise von Pflegeheimen zu verzichten. Nach Absatz 
3 Nummer 3 unterliegen beispielsweise Paketboten oder Lieferanten keiner Test-
pflicht, die die Einrichtung nur für kurze Zeit ohne Kontakt zu den dort betreuten oder 
gepflegten Personen betreten. 

 

 

 



Zu Absatz 4 

Die Leitungen der Einrichtungen sind verpflichtet, die Einhaltung der Verpflichtungen 
nach Absatz 1 durch Nachweiskontrollen täglich zu überwachen. Es sind somit alle 
Beschäftigten und Besucher vor Betreten der Einrichtungen darauf zu kontrollieren, ob 
sie über einen gültigen negativen Testnachweis verfügen. Stichproben-Kontrollen sind 
nicht ausreichend. Zulässig ist es, zur Umsetzung der Kontrollpflichten beispielsweise 
Zeitfenster für Besucher einzurichten, sofern die Zeitfenster so ausreichend bemessen 
sind, dass sie dem grundrechtlich geschützten Interesse der Bewohner an sozialer 
Teilhabe gerecht werden.  

Beschäftigte sowie Besucher der Einrichtungen sind verpflichtet, einen entsprechen-
den Nachweis auf Verlangen vorzulegen. Soweit es zur Erfüllung der Pflichten aus 
Satz 1 erforderlich ist, dürfen die Einrichtungen zu diesem Zweck personenbezogene 
Daten einschließlich Daten zum Impf-, Sero- und Teststatus in Bezug auf die Corona-
virus-Krankheit-2019 (COVID-19) verarbeiten. Die Erhebung von entsprechenden Da-
ten von Besuchern ist regelmäßig nicht erforderlich, weil deren Testpflichten unabhän-
gig vom jeweiligen Impf- oder Genesenenstatus bestehen.   

Geimpfte und genesene Beschäftigte, die sich nach Absatz 2 ohne Überwachung 
selbst testen, müssen nicht aktiv kontrolliert werden und auch keine Nachweise über 
die Testung vorlegen; es reicht die Glaubhaftmachung der Beschäftigten gegenüber 
der Einrichtungsleitung, dass sie ihren Testpflichten ordnungsgemäß nachkommen. 

Die Einrichtungen sind verpflichtet, ein einrichtungsbezogenes Testkonzept zu erstel-
len. Die Testkonzepte sollen dabei Beschäftigte, Besuchspersonen und gepflegte und 
betreute Personen umfassen und insbesondere die konkreten Vorgaben dieser Vor-
schrift zur Durchführung von Testungen bei Beschäftigten und Besuchspersonen auf-
greifen, aber auch die fachlich angemessene Umsetzung weiterer Vorgaben aus der 
Corona-Testverordnung (wie die Testung von pflegebedürftigen Personen) enthalten. 
Im Rahmen des Testkonzepts haben sie Testungen auf eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 für alle Beschäftigten und Besucher anzubieten. Es ist dabei nicht 
zulässig, Besucher von vornherein auf Testangebote externer Dienstleister zu verwei-
sen.  

 

Zu Absatz 5 

Das Personal von Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten sowie von Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen (besondere Wohnformen) hat im Rahmen der ar-
beitsschutzrechtlichen Bestimmungen einen Atemschutz zu tragen, welcher die Anfor-



derungen der Standards FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder eines vergleich-
baren Standards erfüllt, zu tragen, soweit Kontakt zu Bewohnern oder Klienten be-
steht; im Übrigen ist eine medizinische Maske zu tragen. Die Maskenpflicht gilt dann 
nicht, wenn eine Virusübertragung mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen wer-
den kann wie beispielsweise bei Autofahrten von Pflegedienstmitarbeitern zwischen 
einzelnen Klienten. Schutzmaßnahmen aufgrund arbeitsschutzrechtlicher Bestimmun-
gen bleiben unberührt. Soweit kein Kontakt zu Bewohnern besteht – beispielsweise 
bei Tätigkeiten in der Zentralküche oder in der Verwaltung – ist eine medizinische 
Maske ausreichend. Sofern der Arbeitsschutz weitergehende Vorgaben macht oder   
z. B. Tragepausen bei der Verwendung des Atemschutzes vorsieht, gelten diese Vor-
gaben ergänzend. Das Land Baden-Württemberg hat keine Regelungskompetenz für 
den Arbeitsschutz und kann in der CoronaVO Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen 
keine abweichenden arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen treffen. 

 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 Satz 1 legt fest, dass Besucher zum Schutz der Bewohner und Beschäftigten 
in Einrichtungen nach § 1 Nummer 2 während des gesamten Aufenthalts in der Ein-
richtung einen Atemschutz tragen müssen, welcher die Anforderungen der Standards 
FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder eines vergleichbaren Standards erfüllt. Ab-
weichend hiervon ist für Kinder ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr bis zur Voll-
endung des 14. Lebensjahres eine medizinische Maske, die die Anforderungen der 
Norm DIN EN 14683:2019-10 oder eines vergleichbaren Standards erfüllt, ausrei-
chend. Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres müssen weder einen 
Atemschutz noch eine medizinische Maske tragen. Ebenso wenig gilt die Atemschutz- 
bzw. Maskenpflicht für Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tra-
gen einer medizinischen Maske oder eines Atemschutzes aus gesundheitlichen Grün-
den nicht möglich oder nicht zumutbar ist, wobei die Glaubhaftmachung gesundheitli-
cher Gründe in der Regel durch eine ärztliche Bescheinigung zu erfolgen hat, sofern 
das Tragen einer Maske oder eines Atemschutzes aus ähnlichen gewichtigen und un-
abweisbaren Gründen im Einzelfall unzumutbar oder nicht möglich ist oder ein ander-
weitiger mindestens gleichwertiger Schutz für andere Personen gegeben ist.  

In Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen (besondere Wohnformen) kann an-
stelle eines Atemschutzes eine medizinische Maske getragen werden, wenn dies mit 
Blick auf die Gefährdungslage der Bewohner nach Einschätzung der Einrichtungslei-
tung vertretbar ist. Die Einrichtungsleitung legt den Atemschutz- bzw. Maskenstandard 
verbindlich für die Einrichtung fest. 

 



Zu Absatz 7 

Absatz 7 stellt klar, dass in stationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 
(besondere Wohnformen) die Absätze 1 bis 6 nur gelten, sofern nach der Bewertung 
der Einrichtungsleitung in diesen oder in abgegrenzten Bereichen dieser Einrichtungen 
ausschließlich Personen untergebracht sind, die aufgrund ihres Alters und Gesund-
heitszustands dem vulnerablen Personenkreis zuzuordnen sind. Damit wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass die in diesen Einrichtungen betreuten und unterge-
brachten Menschen nicht per se vulnerabel sind. Die mit den Vorgaben der CoronaVO 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen verbundenen Einschränkungen ziehen ihre 
verfassungsrechtliche Legitimation aus dem Schutzbedürfnis besonders vulnerabler 
Personengruppen. In Einrichtungen, in denen keine im Vergleich mit der Allgemeinheit 
vulnerableren Menschen versorgt und untergebracht werden, können die Vorgaben 
des § 3 daher nicht zur Anwendung kommen. Es obliegt jeweils der Leitung der Ein-
richtung, nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der konkreten Ge-
fährdungslage zu bestimmen, ob von einer erhöhten Vulnerabilität der versorgten und 
untergebrachten Menschen auszugehen ist.   

 

Zu § 4 (Regelungen für Einrichtungen nach § 1 Nummer 3 und Angeboten nach 
§ 1 Nummer 4) 

 

Zu Absatz 1 

Der Betrieb von Tages- oder Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne von § 71 SGB XI und 
der Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von Pflege nach   
§§ 45a ff. SGB XI sind im Rahmen eines geschützten Regelbetriebs unter den Voraus-
setzungen der Absätze 2 bis 4 zulässig.  

 

Zu Absatz 2 

Der geschützte Regelbetrieb hat sich an bestimmten einrichtungsbezogenen Kriterien 
und an der Zahl der geimpften und genesenen Tages- oder Nachtgäste und Beschäf-
tigten bzw. an der Zahl der geimpften und genesenen Beteiligten am Unterstützungs-
angebot im Alltag im Rahmen eines Betriebs-, Raum- und Nutzungskonzepts zu ori-
entieren. Vorzuhalten ist auch ein Gesundheitskonzept mit Hygiene-, Schutz- und Ab-
standsmaßnahmen, ein Personaleinsatzkonzept sowie ein Aufklärungskonzept. Das 
Gesundheitskonzept hat insbesondere Aussagen zur Vorhaltung und Sicherstellung 
ausreichender Schutzausrüstung und personeller Ressourcen zu beinhalten. Darin 



sind auch unter Berücksichtigung der räumlichen Rahmenbedingungen Festlegungen 
zur Hygiene sowie zur Einhaltung von Abstandsregelungen zu treffen. Neben dem Be-
triebs-, Raum- und Nutzungskonzept muss auch ein Personaleinsatzkonzept sowie ein 
Aufklärungskonzept und eine angepasste Öffentlichkeitsarbeit vorgehalten werden. 
Dies bedeutet beispielweise, dass zum Schutz der Besucher in Tagesgruppen auch 
die Angehörigen alle Schutzmaßnahmen einhalten sollten und auch Mund- und Na-
senschutz tragen, z. B. bei der Beförderung von der Wohnung zur Einrichtung der Ta-
gespflege oder der Nachtpflege und zurück. Nutzer sowie pflegende Angehörige oder 
vergleichbar Nahestehende werden grundsätzlich auf mögliche Infektionsrisiken wäh-
rend des Besuchs des Pflegebedürftigen der Tages- oder Nachtpflege bzw. des Un-
terstützungsangebotes im Alltag hingewiesen. 

 

Zu Absatz 3 

Die Leitung der Einrichtung der Tages- oder Nachtpflege bzw. des Angebotsträgers 
hat die Zahl der Nutzer zu reduzieren, wenn die Einhaltung des Gesundheitskonzepts 
zur Sicherstellung eines ausreichenden Infektionsschutzes dies erfordert. Hierdurch 
wird verhindert, dass es insbesondere bei begrenzten Raumverhältnissen zu engen 
räumlichen Kontakten der Nutzer kommt, die einen Ausbruch begünstigen.  

 

Zu Absatz 4 

Durch den Verweis auf § 3 Absätze 1, 2 und 5 wird klargestellt, dass in Tages- und 
Nachtpflegen die Test- und Atemschutz- bzw. Maskenpflicht aus den Absätzen 1, 2 
und 5 entsprechend gelten. Beschäftigte oder Besucher dürfen die teilstationären Pfle-
geeinrichtungen nur betreten oder in diesen tätig werden, wenn sie einen Testnach-
weis im Sinne des § 22a Absatz 3 IfSG oder einer auf Grund des § 22a Absatz 4 IfSG 
erlassenen Rechtsverordnung mit sich führen. Gäste der teilstationären Einrichtungen 
sowie Begleitpersonen, die die Einrichtung nur für einen unerheblichen Zeitraum be-
treten, gelten nicht als Besucher im Sinne von § 3 Absatz 1.  

 

§ 5 (Betretungsverbot für Personal, Regelung zur Aufrechterhaltung der medizi-
nischen Versorgung und des Pflegebetriebs) 

§ 5 stellt ein Zutritts- und Teilnahmeverbot in Fällen auf, in denen die Gefahr einer 
Infektion mit dem Coronavirus besonders groß ist. Personen, die typische Symptome 
einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Atemnot, neu auftretender Husten, 
Fieber, Geruchs- oder Geschmacksverlust, aufweisen, dürfen die Einrichtungen und 



die Angebotsstätte nicht betreten. Dies gilt nicht, wenn durch einen zuverlässigen An-
tigen-Test oder eine Testung mittels Nukleinsäurenachweises eine Infektion mit dem 
Coronavirus mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann. 

 

§ 5a (Regelungen für Schulen nach § 1 Nummer 5) 

Die Regelungen zur Maskenpflicht werden in Absatz 1 an die aktuellen Gegebenhei-
ten angepasst. Mit Aufhebung des Stufenmodells in der CoronaVO gilt nunmehr eine 
generelle Pflicht zum Tragen einer Maske auch am Sitzplatz im Unterricht. Die Aus-
nahmetatbestände bleiben bestehen. 
 
Der bisherige Absatz 2 wurde aufgehoben. Da das Stufenmodell nicht mehr maßgeb-
lich ist, bedarf es keiner gesonderten Regelung zur Testfrequenz. Es gelten vielmehr 
die Regelungen in § 15 Abs. 3 CoronaVO. 
 

§ 6 (Ordnungswidrigkeiten) 

Zur Durchsetzung der zum Gesundheitsschutz besonders wichtigen Pflichten dieser 
Verordnung werden Ordnungswidrigkeiten geregelt. Dies bedeutet, dass die Nichtein-
haltung der in dieser Verordnung aufgestellten Ge- und Verbote als Ordnungswidrig-
keit sanktioniert werden kann. In subdelegierten Verordnungen können eigene Buß-
geldtatbestände durch Bezugnahme auf § 73 Absatz 1a Nummer 24 IfSG vorgesehen 
werden, ohne dass es hierzu einer ausdrücklichen Regelung in der Hauptverordnung 
bedarf. 

 

§ 7 (Inkrafttreten) 

§ 7 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 

 


